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»Statt nach der nötigen Einigkeit zu streben,
entfernen sich die alten und die neuen, ost-
europäischen, EU-Länder nun ständig wei-
ter voneinander,während sich die Krise ver-
stärkt. Dass dies in einer Konfrontation
münden kann, unterstreicht das Treffen der
neun ex-kommunistischen Länder, das der
polnische Premier [Donald Tusk] am 1.
März vor dem wirtschaftlichen Krisengipfel
der 27 Staats- und Regierungschefs einbe-
rufen hatte. Osteuropa braucht von der EU
Unterstützung und die Solidarität, auf die
sich die Gemeinschaft gründet.Wenn Euro-
pas führende Politiker nicht rasch und ef-
fektiv nach Möglichkeiten suchen, die Kri-
senlawine in Osteuropa zu stoppen, ist das
Risiko groß, dass über Jahrzehnte errunge-
ne Fortschritte verloren gehen.« (Jyllands-
Posten 2.3.2009)

Ein Datum im »großen« Jubiläumsjahr:
Vor fünf Jahren ist das Wirklichkeit gewor-
den, was eigentlich alle in Ostmitteleuropa
nicht als Beitritt, sondern als die schwer
verdiente und verzögerte Rückkehr ver-
standen haben. (In einer zur Historisierung
neigenden Region, die, trotz der Überbeto-
nung ihrer heroischen Rolle als Bollwerk
gegen die Barbaren, von einer Bereitschaft
zur Vergangenheitsbewältigung noch weit
entfernt ist.) Hinter diesem breiten Kon-
sens versteckten sich aber unterschiedliche
Deutungen Europas, die damals zumeist
nicht klar erkennbar waren, weil scheinbar
weder theoretisch noch praktisch zu tren-
nen. In den Dissidentenbewegungen gab es
zwei kulturelle Elitegruppen die eine Füh-
rungsrolle beanspruchten: Die Volks-Natio-
nalen, die vor allem die Befreiung von einer
fremden Macht und ihrer Statthalter be-

grüßten,und die Menschenrechts-Liberalen,
die für die Übernahme des westlichen Ge-
sellschaftsmodells mit seinen Freiheiten
plädierten. Und neben bzw. hinter ihnen
standen die großen Massen, für die das
wichtigste das Erlangen des westlichen
Massenkonsums war.

Zwischen Akzeptanz und
Euro-Skepsis

Die erhobenen Daten zur Europa-Akzep-
tanz der Bevölkerung weisen darauf hin,
dass die neuen Mitglieder in der Mehrheit
nicht sehr zufrieden mit dem Erreichten
sind. Ein bitterer Beigeschmack ist darauf
zurückzuführen, dass der Beitritt – andert-
halb Jahrzehnte nach der Wende – zu spät
und nicht als feierlich-symbolischer Akt
kam, sondern das Ergebnis von sich hinzie-
henden, unübersichtlichen, kleinlichen, har-
ten wirtschaftlichen Verhandlungen war.
(Der Beitritt zur NATO kam früher, die Ver-
handlungen waren aber ebenso kleinlich.)

Für die meisten Länder – so auch für
Ungarn – war und ist ein widersprüchlicher
Wandel in der Zustimmung zu beobachten.
Am Anfang war eine konsensuelle Begeis-
terung zu beobachten, bei etwa drei Viertel
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der Bevölkerung. Als dann der einst heiß
ersehnte Zeitpunkt näher rückte, wich die
Begeisterung. 84 % ungarischer Ja-Stim-
men beim Referendum von 2003 erschei-
nen imposant, berücksichtigt man aber die
Wahlbeteiligung von 45 % – die niedrigste
in der damaligen Länderrunde –, dann er-
scheint das Bild weniger rosig. Diese Wi-
dersprüchlichkeit zwischen Akzeptanz und
Euro-Skepsis war eine Folge der tiefen
Spaltung der Politik und der Gesellschaft in
radikale Verwestlicher auf der Linken und
identitätszentrierte, nationale Traditiona-
listen – mit dem Slogan »Europa der Natio-
nen« – auf der rechten Seite. Auch in ande-
ren Ländern der Region war und ist mit ei-
ner gewissen Zeitverzögerung ein Prozess
der Ernüchterung festzustellen.

Das Beitrittsreferendum und der Bei-
tritt selbst haben sich zwar positiv ausge-
wirkt, 2006 trat dann jedoch allgemein eine
langfristig wirksame negative Trendwende
ein. Nach jüngsten Daten des Eurobarome-
ters (Herbst 2008) für die EU-27, zu einem
Zeitpunkt als die Rezession noch deutlich
weniger spürbar war, sind drei osteuropä-
ische Staaten ausgesprochen euroskeptisch:
Lettland, Ungarn und Bulgarien. In Ungarn
ist die Enttäuschung am stärksten: Der An-
teil der Befürworter (»eine gute Sache«) be-
trägt lediglich 27 %.

Die Medaille hat freilich auch eine an-
dere Seite. Aufgrund beispielsweise der eu-
ropäischen Arbeitnehmermobilität fühlen
73 % der Polen die Vorteile der Integration
und für 65 % ist sie eine gute Sache. In Est-
land ist die positive Beurteilung der Mit-
gliedschaft von 33 % im Jahr 2001 auf mitt-
lerweile 61% gestiegen. Es ist allerdings zu
hinterfragen, wie lange der Optimismus
von 2008 in den von der Finanz- und Wirt-
schaftskrise betroffenen bzw. gefährdeten
Ländern Rumänien, Litauen und evtl. der
Slowakei anhält.

Wenn man die Länder mit geringerer
Zufriedenheitsrate betrachtet, dann muss
man zunächst darauf hinweisen, dass die
Ungarn unter den Bedingungen eines Zu-

sammenspiels von aufeinander prallenden
Krisen leben:

Erstens: Die Kontinuität der sozial-öko-
nomischen Transformationskrise, die von
einem seit 2002 andauernden und die Lö-
sungsfähigkeit des Politischen blockieren-
den Kulturkampf begleitet wird; eine dua-
listische Struktur der Wirtschaft und der
Gesellschaft als Folge der Rolle des starken
multinationalen Kapitals und der Schwäche
autochthoner Segmente (tiefe Armut, Un-
gleichheiten) sowie eine politisch motivier-
te Spaltung der Bevölkerung in Subkultu-
ren von Christnationalen(-Völkischen) und
von pro-westlichen »Sozial«-liberalen. Eine
pro-westliche pro-europäische »Linke«, die
vermarktet und dereguliert, eine national-
christliche Rechte, die mit antikapitalisti-
schem Populismus agiert. Die Verbreitung
einer rechtsradikalen politischen Kultur, die
mit Ausschreitungen, Turbulenzen und Ge-
walttaten (besonders gegen Sinti und Ro-
ma) in die Mitte der Gesellschaft vordringt.
Und all das in einem Kontext allgemeiner
Anomie in der Gesellschaft.

Zweitens: Die Beitrittskrise, die mit der
Disziplinierung des verschuldeten Landes
im Sinne der Maastricht-Kriterien und des
Washingtoner Konsenses zu den unbewäl-
tigten sozial-ökonomischen Problemen
hinzukommt. Dies verschärfte die bereits
vorhandenen inneren sozialen Spannun-
gen und Desintegrationsprobleme. Hier
sieht man die Diskrepanz zwischen der
Schwäche der Institutionen und den Erfor-
dernissen der Mitgliedschaft manifestiert.

Drittens: Als Mitglied der EU wird Un-
garn noch enger in die Krise Europas einge-
bunden, wobei ohne sozio-ökönomische
Annäherung eine Konvergenz Ost-West in
der Sphäre der Transformation des Politi-
schen stattfindet, die noch beschrieben wird.

Als typische Semiperipherie (Randeu-
ropa gegen Kerneuropa) werden die neuen
Mitglieder, welche die Hürde der Euro-Zo-
ne noch nicht geschafft haben, der globa-
len Krise besonders stark ausgeliefert. Ihre
Aussichten werden noch trüber. Zum ei-
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nen dadurch, dass nationale (und kollek-
tive) Egoismen in der alten EU sich all-
gemein durchsetzen. Besonders aber da-
durch, dass es politische Kräfte, einerseits
in den führenden EU-Staaten,anderseits in
den europäischen Institutionen, gibt, die
nicht nur einfach protektionistisch gegen-
über den östlichen Ländern auftreten, son-
dern letzten Endes darauf aus sind, sich
durch ein erneutes Ziehen einer Ostgrenze
– eines neuen »Eisernen Vorhangs« an der
Grenze der Euro-Zone – von einem Teil
der eigenen Lasten zu befreien (vielleicht
sogar einen Teil der Lasten abzuwälzen).

Wenn wir die Frage stellen, was in der
Union seit dem Beitritt bis zum Beginn der
Krise geschah, anstatt die bekannten The-
men wie Verfassungskrise, Referenden,
Budgetfeilschen, Richtungsstreit über Er-
weiterung, Vertiefung, Positionskämpfe
usw. aufzuzählen, sollte man vielleicht ver-
suchen, einige gesellschaftliche Gründe in
den politischen Systemen der alteuropä-
ischen Länder ausfindig zu machen, die
dafür verantwortlich sein dürften, dass die
lange andauernde Legitimation Europas
durch eine »schweigende Mehrheit« ver-

schwunden ist, besonders seit dem für
viele EU-Bürger schockierenden big bang
der Erweiterung. Bevor die ökonomische
Krise hereinbrach, war bereits seit einigen
Jahren klar, dass die befriedigende Rhe-
torik des »Wir sitzen alle in einem Boot«
nicht mehr trägt. Und zwar nicht nur auf
der Ebene der Union, sondern bereits dar-
unter, nämlich in den europäischen politi-
schen Systemen und in den europäischen
Gesellschaften.

Man könnte lange Artikel, sogar Bücher
darüber schreiben, wie es Ulrich Beck,
Manuel Castells oder Anthony Giddens ge-
tan haben, warum die »Erste Moderne« ei-
ner industriekapitalistischen Klassengesell-
schaft mit einer nach-industriellen neuen
Moderne, mit einer indeterminierten, ent-
grenzten, auf kulturelle Identität setzen-
den Netzwerk-Gesellschaft unvereinbar ist.
(Wobei in unseren Gesellschaften beide
Modernen – auch wenn nicht ganz fried-
lich – zusammenleben.) Vielleicht ist es ein
Hauptproblem der EU, dass sie mit ihrer
alt-modernen Architektur und ihren mehr-
heitlich alt-modern denkenden Führungs-
eliten eine neue Welt steuern will.
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So verhält es sich auch mit den tra-
dierten Volksparteien in Westeuropa, die
sich auf veraltete Konfliktlinien beziehen.
In Bezug auf Globalisierung und Europäi-
sierung verwischen sie die Unterschiede in
den Politikinhalten. Dabei bezieht sich
heutzutage der sozio-ökonomische und
kulturelle Hauptkonflikt auf die großen
Fragen, die mit der Globalisierung und der
immer stärker ausgeprägten postindustri-
ellen neuen Moderne entstehen, auf Ver-
lust bzw. Neuformulierung der kulturellen
Identitäten, die sich mit einem umgestalte-
ten Gewinner-Verlierer-Gegensatzpaar ver-
binden. Diese werden aber nur selten kon-
zeptualisiert. Die zentrale Konfliktlinie ver-
läuft zwischen Entgrenzung und Grenz-
setzung, wobei das Kulturelle das Sozio-
ökonomische in sich aufnimmt. Dement-
sprechend mobilisieren die immer stärker
und dynamischer werdenden populisti-
schen Parteien,welche die Struktur des Par-
teienwettbewerbs bestimmen könnten.

Hier bieten nun einige Länder Ost-
mitteleuropas, vor allem Ungarn, ein Mo-
dell, ein Parteiensystem, in dem die neuen
cleavages Öffnung und Schließung zentral
sind, eigentlich schon seit der Wende. Dies-
bezüglich gibt es aber auch schlechte Nach-
richten. Die good guys, die Progressiven,
welche für freie Märkte sind, deregulieren
sie, bauen sogar den Sozialstaat ab. Die Na-
tionalisten, die bad guys, versprechen Si-
cherheit, auch soziale Sicherheit gegenüber
den Märkten. Was die Wählerstimmen be-
trifft oder betreffen könnte, steht es in Un-
garn – und zum Teil in Polen – schlecht um
die good guys und besser um die bad guys.

Letzten Endes ist die Europäische Union
eine politische Formation. Sie könnte Ego-
ismen stoppen und eine supranationale
Regelung der Finanzmärkte anpacken. Sie
könnte die Abschottung und Abspaltung
Kerneuropas verhindern und die östlichen
Staaten solidarisch behandeln. Es kann
aber auch umgekehrt kommen.

A K T U E L L E S

1 2 N G | F H   5 | 2 0 0 9

Mit Blick auf das europäische Projekt müs-
sen wir feststellen: Die europäische Eini-
gung hat ihre Anziehungskraft verloren.
Viele Menschen sehen Europa als Bedro-
hung ihrer persönlichen Freiheit und ihres
Wohlstands. Das Friedenspathos, das nach
den Katastrophenerfahrungen des Zweiten
Weltkriegs jahrzehntelang die Einigung

In Krisenzeiten brechen Probleme auf, die wir lange nicht angehen wollten. Sie
spitzen sich zu und zwingen uns zu handeln. Die Finanzmarktkrise ist so eine
Krise. Sie stellt uns vor Richtungsentscheidungen. Die zentrale Frage, über die wir
für die Zukunft Klarheit finden müssen, lautet: Freiheit oder Unterwerfung?
Gestalten wir unser Zusammenleben selbstbestimmt und aus eigener Kraft oder
ordnen wir uns den echten und vermeintlichen Sachzwängen der globalisierten
Welt widerspruchslos unter? Diese Richtungsentscheidung gilt auch für Europa.
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